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Die Mantelnote vom 16. Juni 1919

Ende bis zum anderen verursachte. Die Richtigkeit der so erhobe¬
nen Anklage hat das Deutsche Volk durch seine eigene Revolution
anerkannt.“

In den „Strafbestimmungen“ 1 wird sodann der Weltkrieg „ein
vorsätzlich gegen das Leben und die Freiheit der Völker Europas
ersonnenes Verbrechen“ genannt. Für Millionen von Menschen habe
er Tod und Verstümmelung gebracht und Europa schrecklichen
Leiden ausgesetzt. Hungersnot, Arbeitslosigkeit, Krankheit wüteten
auf dem ganzen Kontinent, und noch für Jahrzehnte würden die
Völker unter den Lasten des Weltkrieges und der durch ihn ver¬
ursachten Zerrüttung ächzen. Deshalb liege es im Interesse der
Gerechtigkeit, die für das Elend der menschlichen Rasse verantwort¬
lichen Persönlichkeiten zu bestrafen, zugleich als abschreckendes
Beispiel für andere, die später vielleicht einmal in Versuchung kom¬
men könnten, ihrem Beispiele zu folgen. Die Anklage gegen Kaiser
Wilhelm II. sei eine Frage der hohen internationalen Politik, „das
Geringste dessen, was verlangt werden kann für die Sühne des
größten der Verbrechen gegen die internationale Moral, die Heilig¬
keit der Verträge und die grundlegenden Prinzipien der Gerechtig¬
keit

1

2.“
In ihren Bemerkungen vom 29. Mai 1919 3 über die Friedens¬

bedingungen der Entente hatte die Deutsche Delegation darauf hin¬
gewiesen, daß auf die Unterdrückung und Versklavung einer großen
Nation ein dauernder Friede nicht gegründet werden könne. Nur
die Rückkehr zu den unwandelbaren Grundlagen der Moral und
Kultur, nämlich zur Treue gegen abgeschlossene Verträge und über¬
nommene Verpflichtungen, werde der Menschheit ihr Fortleben
möglich machen. In Erwiderung dieses Satzes holt die „Antwort
der Alliierten und Assoziierten Mächte“ zu ihrem vernichtendsten
Schlage aus, indem sie noch einmal ausdrücklich betont, die Ver¬
leugnung gerade dieser Grundsätze durch Deutschland habe den
Weltkrieg heraufbeschworen, und gerade aus diesem Grunde gelte
es, bei den Worten des Präsidenten Wilson vom 27. September 1918
stehen zu bleiben: „Darum muß der Frieden Bürgschaften erhalten,
weil an ihm Vertragschließende teilnehmen, auf deren
Versprechungen, wie man gesehen hat, kein Verlaß ist.“
Damit ist die Verfemung Deutschlands in der denkbar schärfsten
Form ausgesprochen.

Angesichts der Frist von nur fünf Tagen — bis zum 21. Juni —,
die für die endgültige Annahme der Friedensbedingungen gestellt
worden war, hatte die Deutsche Friedensdelegation gleich bei Emp¬
fang des Ultimatums vom 16. Juni um Fristverlängerung gebeten.
1 Siehe S. 65*.
2 Siehe S. 66*.
3 Siehe oben S. 8.
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